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L.nfragc 

dar .L.bgeordneten K 0 s t r 0 u n, Dr. M i g s c Ä, H i 1 1 ü gei s t 

und Genossen. 

an don Bundosminister für Finanzen, 

betreffend dio österreichische Bankrato. 

-.-.-.-
Einer Meldung oinos Wiener Mittagblattes vom 2. Feber d.J.. entnehmen 

die unterzeichnoton AbgiJordneten, dass eino Sitzung des Generalrates dor 

Nationalb~<, in dorübor die Noufostsetzung der Bankrate entschiedenwerdon 

soll to, zu koiner Entscheidung kam, weil durch das Nichtorscheinen einer 

grossen Anzahl der Gonoralräte die Sitzung boschlussunfähig war. 

Damit erscheint der Zeitpunkt gokommen, um an don Herrn Bundes­

minist.or für Finanzen und an die Bundesregiernng heranzutreten und eine 

oindeutige und fachlich fundierte IlntvIOrt auf die Frage nach der Zweckmässig­

koit einer Sonkung der Kreditkosten zu erhalten. 

Ohno hier eine au~gedohnto Argumentation führen zu wollen, müssen 
Abgeordneten f 

die unterzoichEoten doch auf dio Bankraten 2.l1clerer europäischer Länder hin-

vleison, dia in let zter Zeit,. in manchon Fällen sogar wesentlich, gesenkt 

wurdon o 

Dio Bankraton dor oinzelnen Ländor betrugen am 5.1.1959 , 
Belgien .... ...................... 3,25 Prozent 
Dänemark 4,50 tt ....................... 
Deutschland 2,75 tt 

•••••••• Cf •••• 0 •••••• 

Frankreich 4,50 rt ..................... 
Gro ßbri t annien 4.- 11 

•••••••••• 0llO •••• 

Island 7.- 11 
•••••• ., •• 0 ••••••••••••••• 

Italien 3,50 " ' ....... ' ................. 
Niederlande 2,75 " ••••• 0 0 ••••••••••••• 

Norwegen 3,50 " ••••••••• -••• oe ••••••••• 

Östorreich ~ ..... tI 
• • • • • • • • e 0 ••••••••••• 

Portugal •••••••• 0 e 0 •••••• 0' ••••• 2,50 n 

Sclnveden 4,50 " ••••••• 0 ••••••••••••••• 

Schweiz •• ,'. ' ................. 0 ••• 2,50 " 
USll. 2,50 11 .............................. 
Kanada 3,50 " •••• - ••• e •••••••••••••• oe. 

L.ngosichts der Tatsache, dass Österreich nob en Island die hö ehste 

Bankrate und damit die höchsten Kreditkosten aufwoist, ist zumindest zu 

verlangon, dass nunmehr sachlich übor die ZVlOokmässigkoit einer Senkung 
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~Gr Kreditkosten und damit Verbilligung der Produktionskosten und Erleich­

terung dor Wettbe'iJorbs fähigkeit der äst erreichischen Y!irtschaft beraten 

v"lird. l~usserdem könnten damit auch die j~nlcihen der öffentlichen Hand mit 

einem ?Jldereh als dom ungowöhnlich hohen: Zinssatz vOn 7 % bogeben 'Vwrdo:r;._ 

Österroichs Konjunkturbild macht zwoifellos die Erleichterung von Inv(3sti­

tionen vlünschensvJert •. 

Die Differenzen in dar L.uffassung, ob üino Senkung der Bankrate zum 

g'.genvlärtigen Ze:i:t;punkt wünschenswert sei, ergeben sich weniger aus 

prinzipiellen Stellungnahmen, sondern aUs clGr Einschätzung der clerzei tigen 

\7irtschaftslage. Dies~;lli5"or nicht allein von den Organen der Nationalbank 

vorgenommen werden, sondern ist sogar gemäss § 4 des Nationalbankgosetzos 1955 ' 

L.ufgabe der Bundosregierung. § 4 des Nationalbankgosotzes\lautet: 

!I§ 4. Bei Fostsetzung der al1gemGinen Richtlinien der T!ährungs- und 
Kreditpolitik, welche die Österreichische Nationalbank zwecks Er­
füllung der ihr zufallendon l~u:fgaben auf diesem Gebiotc zu beobach­
~en hat; ist auf die Wirtschaftspolitik der Bundesrogierung Bedacht 
zu nehmen. 11 

Die unt erzeichneten J~bgeo rclneten richt Gn daher an den Herrn 

Bundesminister für Finanzen die nachstehonde 

Ist der Herr Bundesminister beroit, ontweder in dor Bundosregiorung 

eine Entschoidung über dib einzuschlagende Virts~haftspolitik in bezug 

auf clic Förderung der Investitionen herboizuführen oderunmittolbar 

dafür zu sorgen, dass diosatzungsgemäss zuständigen Organe der 

Österroichischen Nationalbank eine Entscheidung über die' Senkung der 

Bankrate herbeiführen? 

-.-.-.-.-

360/J VIII. GP - Anfrage (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




